
Nachschlagewerk: ja
BGHZ:_____________ nein

BGB §§ 537, 542

Ein von einem Arbeitgeber zur Unterbringung von Gast­
arbeitern gemietetes Wohnheim ist mangelhaft l.S. von 
§ 537 BGB, wenn die Unterbringung der Gastarbeiter in 
ihm nicht mehr den entsprechend der gewandelten Ver­
kehrsanschauung in behördlichen Richtlinien festge­
legten Mindestanforderungen genügt.

BGH, Urt. v. 22. Oktober 1975 - VIII ZR 160/74 OLG HamburgLG Hamburg



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN OES VOLKES

VIII ZR 160/74 URTEIL Verkündet am
22. Oktober 1975
Scheibl,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Firma 
in H;

, Inhaber Kurt 
Straße flBfc

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof.Dr.Dr.h.c.
und Prof.Dr.

g e g e n

die Firma Johannes PVSHBM p (Straßen-Tiefbau), vertreten durch 
den persönlich haftenden Gesellschafter Kaufmann Johannes 
PflrilBB in H f l l M ü i  Große B4HHMstraße<

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr 
Dr.

uno.



2

Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 8. Oktober 1975 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Haidinger und die Richter 
Claßen, Dr. Hiddemann, Hoffmann und Merz

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 4. Zi­
vilsenats des Hanseatischen Oberlandesge­
richts zu Hamburg vom 10. April 1974 wird 
auf Kosten der Klägerin, zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Beklagte mietete von der Klägerin die Wohnheime 
, CÄHBfcstraße Nr. 68 und J W B B a l l e e  Nr. 3 als Unterkünfte 

für ihre Gastarbeiter. Die beiden Mietverträge vom
2. Januar 1967 (CBMBfcstraße) und vom 10. April 1970 
(JiflWEtllee) sehen ausdrücklich vor, daß der Mieter 
(Beklagte) die ihm zugewiesenen Betten in dem betreffen­
den Wohnheim zur Unterbringung von eigenen Arbeitskräften 
übernimmt. Im Vertrag vom 2. Januar 1970 wurde der Miet­
preis für das Wohnheim CflMHistraße auf 2,50 DM pro Tag 
und Bett festgesetzt. V/eiter heißt es in dem Vertrag:
’’Der Mieter nimmt von dem Vermieter 26 Plätze fest ab." 
Einschließlich der Nebenabgaben errechnet sich die Miete
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auf monatlich 2 324 DM. Für dieses Mietverhältnis wur­
de eine Kündigungsfrist von 2 Monaten zum Quartalsende 
vereinbart. Im Vertrag vom 10. April 1970 wurde der Miet­
preis für das Wohnheim JttPVsallee au^ monatlich 2 300 DM 
bemessen, wobei vereinbart wurde, daß die Klägerin der Be­
klagten insgesamt 20 Betten komplett "leihweise" zur Ver­
fügung stelle. Dieser Vertrag sollte erstmals zum 
30. April 1972 kündbar seih.

Die Beklagte kündigte durch Anwaltsehreiben vom 
23. März 1972 beide Mietverträge für Ende März 1972 frist­
los, weil die Räume nicht den im Bundesanzeiger Nr. 63 vom
1. April 1971 bekanntgemachten Richtlinien des Bundesministers 
für Arbeit und SozialOrdnung für die Unterkünfte ausländischer 
Arbeitnehmer entsprächen und deshalb nach Ablauf der bis Ende 
März 1972 zugestandenen Ubergangsfrist der "vertragsgemäße 
Gebrauch entzogen" sei. Ende März 1972 räumte die Beklagte 
die Mietobjekte, die in der Folgezeit leer standen.

Mit der Klage hat die Klägerin zuletzt für die Mo­
nate April bis September 1972 für beide Wohnheime Zahlung 
des Mietzinses in Höhe von insgesamt 27 764 DM gefordert.
Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der Re­
vision, um deren Zurückweisung die Beklagte bittet, ver­
folgt die Klägerin den Klaganspruch weiter.
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Entscheidungsgründe

Die Revision ist unbegründet.

Die Klage ist in den Vorinstanzen zu Recht abge­
wiesen worden, weil die Klägerin für die Zeit ab 
1. April 1972 von der Beklagten für die beiden Wohnheime 
keine Miete mehr beanspruchen kann. Die Beklagte hat die 
Mietverträge vom 2. Januar 1967 und vom 10. April 1970 
durch ihre fristlose Kündigung bereits mit Wirkung zum 
31. März 1972 aufgelöst.

I. Das Berufungsgericht sieht die fristlose Kündi­
gung der Beklagten als wirksam an, weil die der Beklag­
ten zur Unterbringung ausländischer Arbeiter überlassenen 
Räume den Richtlinien des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung von 1971 nicht entsprächen. Dazu führt das 
Berufungsgericht aus, weder das Wohnheim Crariachstraße 
noch das Wohnheim Jürgensallee hätten den unter III Nr. 10 
der Richtlinien vorgesehenen Tagesraum gehabt; jedenfalls 

- das Wohnheim JVSMBalle habe zudem auch nicht den in 
II Nr. 1 der Richtlinien vorgeschriebenen Mindestflächen­
anteil von je 8 qm für die dort unterzubringenden 20 Ar­
beitnehmer der Beklagten aufgewiesen. Die gemäß II Nr. 3 
der Richtlinien nach den §§ 42 bis 44 der Zweiten Berech- 
nungsverordnung anrechenbare Wohnfläche habe sich nur auf 
125 qm belaufen. Unter diesen Umständen habe es jedenfalls 
für die Zeit ab 1. April 1972 keine vertragsmäßige Gewäh­
rung des Mietgebrauchs von seiten der Klägerin mehr dar­
gestellt, wenn sie die Wohnheime nicht den aus den Richt­
linien ersichtlichen Erfordernissen angepaßt habe. Da sich 
die Klägerin geweigert habe, dies ohne Mieterhöhung zu tun
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und da die diesbezüglichen Verhandlungen der Parteien 
erst im März 1972 gescheitert seien, habe die Beklag­
te die Mietverträge über die beiden Wohnheime darauf­
hin Ende März 1972 fristlos kündigen können.

II. Entgegen der Ansicht der Revision lassen die­
se Ausführungen des Berufungsgerichts keinen Rechtsfehler 
erkennen.

1. Die Verfahrensrügen, mit denen die Revision die 
Feststellungen des Berufungsgerichts über das Fehlen der 
nach den Richtlinien erforderlichen Aufenthaltsräume und 
Mindestwohnflächen angreift, hat der Senat geprüft. Sie 
sind nicht begründet. Von näheren Ausführungen insoweit 
wird gemäß Art. 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Entlastung des 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen vom 15. August 1969
- BGBl I 1141 - abgesehen.

2. Die Revision vertritt die Auffassung, die Klä­
gerin sei nicht verpflichtet gewesen, dafür zu sorgen, 
daß die Wohnheime den neuen Richtlinien über die Aus­
stattung von Gemeinschaftsunterkünften für Gastarbeiter 
entsprachen; diese Richtlinien hätten als reine Verwal­
tungsvorschriften nicht in die laufenden Mietverträge 
der Parteien eingreifen können und hätten deshalb auch 
nichts an der Vertragsmäßigkeit der Mietobjekte ge­
ändert. Hierbei verkennt die Revision die mittelbare 
Auswirkung, welche die Richtlinien auf die Vertrags­
pflichten der Klägerin gehabt haben.
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Da die Klägerin die Wohnheime der Beklagten nicht . 
etwa zur beliebigen Verwendung vermietet hatte, sondern 
die Unterbringung von 20 (J^l^^allee) bzw. 26 Gastar­
beitern (CflHBstraße) ausdrücklich in den Verträgen 
vereinbart worden war, mußte sie auch dafür sorgen, daß 
die Wohnheime als Unterkünfte für die vertraglich vorge­
sehene Anzahl von Gastarbeitern geeignet waren (§ 536 BGB). 
Die fehlende Eignung der Wohnheime für den vertragsmäßi­
gen Gebrauch hat das Berufungsgericht mit Recht aus II Nr. 1 
und III Nr. 10 der vorerwähnten Richtlinien entnommen.

Allerdings ist es richtig, daß diese Richtlinien 
weder in die laufenden Mietverträge der Parteien einge­
griffen haben, noch allgemeinverbindliche Rechtsvorschrif­
ten über die bei der Belegung von Gastarbeiterunterkünften 
einzuhaltenden Mindestanforderungen enthalten. Das folgt 
daraus, daß es sich lediglich um Verwaltungsvorschriften 
handelt, die außerdem die an Gastarbeiterunterkünfte zu 
stellenden Anforderungen nicht allgemein regeln, sondern 
nur die Unterbringung von ausländischen Arbeitnehmern 
durch ihre Arbeitgeber zum Gegenstand haben (vgl. auch 
den erst später in Kraft getretenen § 120 c der Gewerbe­
ordnung). Dennoch sind die Richtlinien über ihren un­
mittelbaren Geltungsbereich hinaus auch für die Frage 
maßgebend, in welchem Zustand der Vermieter einer Gast­
arbeiterunterkunft diese dem Mieter zu überlassen hat.

Räumlichkeiten, die Menschen als Wohnung dienen 
sollen, müssen bestimmten Mindestanforderungen genügen, 
die sich vor allem nach der Verkehrsanschauung richten.
Für die Erfüllung dieser Anforderungen muß der Vermieter
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sorgen; anderenfalls befinden sich die Räume nicht in 
einem zum vertragsmäßigen Gebrauch (als Wohnung) geeig­
neten Zustand (§ 536 BGB). Die entsprechenden Mindestan­
forderungen für die Vermietung von Gastarbeiterunter­
künften können den Richtlinien über die Unterbringung 
ausländischer Arbeitnehmer durch ihre Arbeitgeber ent­
nommen werden, wenn und soweit diese Richtlinien über 
ihren-eigentlichen Anwendungsbereich hinaus zugleich 
auch eine Konkretisierung allgemeiner Vorstellungen über 
die menschenwürdige Unterbringung von Gastarbeitern sind.

Diese Voraussetzung erfüllt zumindest die Richtli­
nie II Nr. 1. Die Forderung, daß in Gemeinschaftsunterkünf­
ten für die Unterbringung von Gastarbeitern mindestens 8 qm 
Wohnfläche je Bewohner bereitzustellen sind, entspricht 
bei Berücksichtigung sowohl des durchschnittlichen Lebens­
standards in der BRD als auch der besonderen Verhältnisse 
der Gastarbeiter allgemeinen Vorstellungen über das unbe­
dingt Notwendige.

Das gleiche gilt aber zumindest in einem Fall wie dem 
hier zu entscheidenden auch für die Richtlinie III Nr. 10, 
wonach derartige Gemeinschaftsunterkünfte einen Tagesraum 
haben sollen. Diese Forderung wird man zwar nicht allge­
mein als unabdingbar ansehen können (vgl. auch § 120 c GewO, 
wo dieses Erfordernis nicht mehr aufgeführt wird). Weist 
aber eine Gemeinschaftsunterkunft nicht einmal die notwen­
dige Wohnfläche von 8 qm je Bewohner auf, wie hier die Un­
terkunft JfMHMpallee, oder erfüllt sie in dieser Hinsicht 
kaum mehr als die Minimalforderungen der Richtlinien, wie 
nach dem eigenen Vorbringen der Klägerin das Wohnheim
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Cranachstraße, dessen angebliche Wohnfläche von 232,?8 qm 
(BU S. 6) sich auf 26 unterzubringende Gastarbeiter ver­
teilt, so erscheint ein Tagesraum für 20 bzw. 26 Heimbe­
wohner als unentbehrlich; irgendein Ausgleich dieses Fehl­
bestandes wird von der Klägerin selbst nicht behauptet.

3. Somit wiesen beide Wohnheime Mängel auf, die 
ihren vertragsmäßigen Gebrauch beeinträchtigten (§ 537 BGB), 
weil sie keinen Tagesraum hatten und weil zudem die Wohn­
fläche des Wohnheimes J M H p a l l e e  das für die vereinbar­
te Unterbringung von 20 Gastarbeitern erforderliche Maß 
erheblich unterschritt. Hierbei kann dahingestellt blei­
ben, ob die vom Berufungsgericht.vorgenommene zehnprozen­
tige Kürzung der ermittelten Wohnfläche gemäß § 44 Abs. 3
II BVO berechtigt war. Auch ohne diese Kürzung stand nach 
der insoweit fehlerfreien Feststellung des Berufungsge­
richts jedenfalls nur eine Wohnfläche von insgesamt 
137,85 qm zur Verfügung (BU Si 14); das entspricht einem 
Anteil von knapp 7 qm je Bewohner.

Ob darüber hinaus auch das Wohnheim C^BBWstraße 
eine für die im Vertrag vorgesehene Anzahl der unterzu­
bringenden Gastarbeiter wesentlich zu geringe Wohnfläche 
hatte, wie die Beklagte behauptet und wie auch das Land­
gericht angenommen hat, konnte das Berufungsgericht unge­
prüft lassen, weil schon die festgestellten Mängel die 
Beklagte zur fristlosen Kündigung berechtigten, nachdem 
die Klägerin sich unstreitig geweigert hatte, Abhilfe 
ohne Mietaufschlag zu schaffen.

4. Zu Unrecht meint die Revision, die Mängel seien
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kein wichtiger Grund für eine fristlose Kündigung gewesen, 
weil der Beklagten ein Festhalten an den Mietverträgen 
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfristen zuzu­
muten gewesen sei.

Gemäß § 542 BGB war die Beklagte schon aus dem Grunde 
zur fristlosen Kündigung berechtigt, weil die Klägerin sich 
nach der Feststellung des Berufungsgerichts weigerte, vor­
handene Mängel der Mietsache ohne eine Gegenleistung der 
Beklagten zu beseitigen. Nur soweit die durch diese Mängel 
bewirkte Entziehung des vertragsmäßigen Gebrauchs der Wohn­
heime unerheblich war, begründete sie kein Kündigungsrecht 
(§ 542 Abs. 2 BGB). Dieser Kündigungsausschluß greift hier 
.jedoch nicht ein.

Wie der Senat schon wiederholt ausgesprochen hat, 
findet' § 542 BGB gerade auch bei Mängeln der Mietsache 
Anwendung (vgl. Senatsurteile vom 15. Februar 1967 
- VIII ZR 222/64 = WM 1967, 515, 517 und vom 18. Septem­
ber 1974 - VIII ZR 63/75 = WM 1974, 1131)., Einer Frist­
setzung zur Abhilfe gemäß § 542 Abs. 1 Satz 2 BGB be­
durfte es nicht, weil die Klägerin die Abhilfe, soweit 
ihr eine solche überhaupt möglich war, jedenfalls ernst­
lich und endgültig verweigert hat (vgl. Palandt/Putzo,
BGB 34. Aufl. § 542 Anm. 3 d).

Audh daß die Richtlinien nach der Übergangsrege­
lung hinsichtlich der hier zu beanstandenden Punkte erst 
am 1. April 1972 wirksam wurden, war kein Grund, der Be­
klagten die Kündigungsmöglichkeit vor diesem Zeitpunkt 
zu versagen. Die Eignung der Y/ohnheime für den vorgesehe-
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nen Zweck war infolge der allgemeine Maßstäbe setzenden 
Auswirkung der Richtlinien schon vor dem 1. April 1972 
nicht mehr gegeben. Nur behinderte dies die Weiterbenutzung 
zunächst nicht erheblich, solange die Nichteinhaltung der 
Mindestanforderungen für Gastarbeiterunterkünfte für die 
Beklagte persönlich noch keine nachteiligen Folgen haben 
konnte. Mit solchen Folgen mußte die Beklagte jedoch am 
23. März 1972 angesichts des unmittelbar bevorstehenden 
Ablaufs der Übergangsfrist am 31. März 1972 nunmehr ernst­
haft rechnen, so daß sich die Mängel der Wohnheime für die 
Beklagte bereits als eine erhebliche Hinderung ihres ver­
tragsmäßigen Gebrauchs auswirkten (§ 542 Abs. 2 BGB).

Ohne Erfolg versucht die Revision, die Erheblichkeit 
der bei den Wohnheimen festgestellten Mängel mit der Erwä­
gung auszuräumen, die ab 1. April 1972 geltenden Richt­
linien hätten nur für die erstmalige Unterbringung aus­
ländischer Arbeitskräfte nach diesem Zeitpunkt Bedeutung 
gehabt, nicht aber auch für die Wohnverhältnisse der schon 
vorher untergebrachten Gastarbeiter; die Beklagte habe 
nicht dargelegt, daß sie Ende März 1972 demnächst neu 
zu vermittelnde ausländische Arbeitskräfte habe unter­
bringen wollen. Damit verkennt die Revision die sich 
aus § 5^2 BGB ergebende Verteilung der Darlegungslast.
Da infolge der mangelnden Eignung der Wohnheime für die 
vorgesehene Unterbringung der Gastarbeiter der Beklag­
ten der vertragsmäßige Gebrauch der Mietsache entzogen 
war, wäre es Sache der Klägerin gewesen, darzulegen und 
erforderlichenfalls zu beweisen, daß die Vorenthaltung 
des vertragsmäßigen Gebrauchs gleichwohl unerheblich 
war. Im übrigen wäre es der Beklagten aber selbst dann,
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wenn sie sich vorerst keine weiteren ausländischen Ar­
beitnehmer vermitteln lassen wollte, nicht zuzumuten 
gewesen, ihre bisherigen Arbeitnehmer in Wohnheimen zu 
belassen, die wegen Nichterfüllung der an derartige Un­
terkünfte zu stellenden Mindestanforderungen inzwischen 
auf allgemeine Mißbilligung stießen.

Somit wurden die Mietverträge über die beiden Yfohn- 
heime durch die fristlose Kündigung der Beklagten bereits 
zum 31. März 1972 beendet. Für die Folgezeit entfiel da­
her auch die Verpflichtung der Beklagten zur Entrichtung 
des Mietzinses.

III. Da die Revision mithin keinen Erfolg hat, war 
sie mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Dr. Haidinger Claßen Dr. Hiddemann
Hoffmann Merz
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